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STADT NEUBRANDENBURG 
 

6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 

 
 

 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. 1.1 bis 5.4 
II. über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit Nr. 1.1 bis 2. 
III. Abstimmung mit den Nachbargemeinden Nr. 1.1 bis 1.2 
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          I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. 1.1 bis 5.4 
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1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 
TÖB 15.3 (untere Denkmalschutzbehörde 22.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet, wie folgt: 
 
Der bereits im Umweltbericht, Abschnitt 2.a Bestandsaufnahme des derzeitigen Umwelt-
zustands und Bewertung/im Unterabschnitt „Kultur- und Sachgüter“ gegebene Hinweis 
zu den Bodendenkmalen wird neu gefasst: „Im nordwestlichen Bereich der Kleingarten-
anlage wird ein Bodendenkmal durch den geplanten Trassenverlauf voraussichtlich 
randlich tangiert. Die konkrete Betroffenheit (auch hinsichtlich ggf. notwendiger Maß-
nahmen zur Bergung/Dokumentation) ist im Zuge der weiteren Straßenplanung (Plan-
feststellungsverfahren) zu ermitteln.“ 
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2.1/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

TÖB 1.4/5.8/6.3/8.3 (Landkreis MSP 04.01.12) 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu I.1.-3. Keine Hinweise 
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2.1/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 1.4/5.8/6.3/8.3 (Landkreis MSP 04.01.12) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu I.2.-3. Keine Hinweise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu I.4. Der Hinweis wird beachtet, wie folgt: 
 
Auf dem Plan erfolgt die Korrektur entsprechend der aktuellen Rechtsgrundlage. 
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2.1/3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 1.4/5.8/6.3/8.3 (Landkreis MSP 04.01.12) 
 
Zu II.1. Der Hinweis wird teilweise beachtet, wie folgt: 
 
Im Umweltbericht erfolgt eine entsprechende Textänderung. 
 
Die Bezeichnung in der Planzeichenlegende wird nicht geändert. Der bestehende Wort-
laut entspricht der anzuwendenden gültigen Planzeichenverordnung. 
 
 
Zu II.2. – 7. Keine Hinweise 



7 
 

2.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

 
 
TÖB 2.3 (Straßenbauamt 30.11.11) 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird teilweise beachtet, wie folgt: 
 
Die Abstimmung mit der DEGES ist im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange erfolgt. Die Planungen zur Ortsumgehung wurden in 
generalisierter Form inhaltlich berücksichtigt. Detaillierte Darstellungen sind den Plan-
feststellungsunterlagen und der weiteren Straßenplanung nach Bundesfernstraßenge-
setz vorbehalten. 
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2.3/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

TÖB 4.4 (neu.sw 20.12.11) 
 
Die Stellungnahme enthält keine Hinweise. 
 
(Den Inhalten des FNP wurde ohne Einwände zugestimmt, Hinweise beziehen sich auf 
die Ausführungsplanung/Straßenplanung) 
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2.3/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

TÖB 4.4 (neu.sw 20.12.11) 
 
 
keine Hinweise 
 
(Den Inhalten des FNP wurde ohne Einwände zugestimmt, Hinweise beziehen sich auf 
die Ausführungsplanung/Straßenplanung) 
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2.3/3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 4.4 (neu.sw 18.03.11) 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
Die Hinweise zur Abwasserentsorgung und zu Fernmeldekabeln (neu-medianet) sind 
nicht für den Flächennutzungsplan relevant, da hier nur Grundzüge der Verkehrsplanung 
dargestellt werden. Sie beziehen sich bereits auf die konkrete Straßenplanung (Planfest-
stellungsverfahren und folgende Ausführungsplanung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird beachtet, wie folgt: 
 
Im Planbereich erfolgt eine Lagekorrektur der Leitung. In der Begründung erfolgt eine 
entsprechende Ergänzung in der Übersichtstabelle zur Änderung der Darstellungen. 
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2.3/4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 4.4 (neu.sw 18.03.11) 
 
Keine Hinweise  
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2.4/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 10.1 (Bergamt 15.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird teilweise beachtet, wie folgt: 
 
Die mit den aufgeführten Bergbauberechtigungen versehenen Flächen im Bereich Stee-
penweg sind unverändert im Flächennutzungsplan gekennzeichnet (zusammengefasst 
als „Flächen, unter denen der Bergbau umgeht oder die für den Abbau von Mineralien 
bestimmt sind“). Wegen der gebotenen Beschränkung auf die Grundzüge der Planung 
und Art der Bodennutzung im FNP ist eine Aufführung detaillierterer Angaben für den 
Änderungsbereich der 6. Änderung des FNP nicht erforderlich. Die bergbaulichen Belan-
ge sind bereits ausreichend in der Begründung zum derzeit für die Gesamtstadt wirksa-
men FNP, Abschnitt 2.4.5 Geologie/Bergbau und zugehörigem Beiplan berücksichtigt  
(u. a. Nennung der Bergbauberechtigungen mit Feldesname/-größe, Bodenschatz). 
 
Ergänzend wird im Umweltbericht zur 6. Änderung des FNP, Abschnitt 2.a Bestandsauf-
nahme des derzeitigen Umweltzustands und Bewertung/am Ende des Unterabschnitts 
„Kultur- und Sachgüter“ folgender Hinweis angefügt: „Nördlich des 2. Steepenweges 
quert die Trasse randlich Flächen mit bestehenden Bergbauberechtigungen (Bergwerks-
eigentum Neubrandenburg/Steepenweg und Bewilligungsfeld Steepenweg Ost). Ein Ab-
bau von Kiesen/Kiessanden ist lt. gültigem Rahmenbetriebsplan in diesem Bereich nicht 
vorgesehen. Die detailliertere Abstimmung mit bergbaulichen Belangen erfolgt auf Ebe-
ne des Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung.“ 
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2.4/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 10.1 (Bergamt 15.12.11) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. Siehe Abwägung vorherige Seite 
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2.5/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 
TÖB 15.2 (Landesamt für Kultur u. Denkmalpflege 26.01.12) 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt 
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2.5/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 15.2 (Landesamt für Kultur u. Denkmalpflege 26.01.12) 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird teilweise beachtet, wie folgt: 
 
Der bereits im Umweltbericht, Abschnitt 2.a Bestandsaufnahme des derzeitigen Umwelt-
zustands und Bewertung/im Unterabschnitt „Kultur- und Sachgüter“ gegebene Hinweis 
zu den Bodendenkmalen wird neu gefasst: „Im nordwestlichen Bereich der Kleingarten-
anlage wird ein Bodendenkmal durch den geplanten Trassenverlauf voraussichtlich 
randlich tangiert. Die konkrete Betroffenheit (auch hinsichtlich ggf. notwendiger Maß-
nahmen zur Bergung/Dokumentation) ist im Zuge der weiteren Straßenplanung (Plan-
feststellungsverfahren) zu ermitteln.“ 
 
Die Lage des Bodendenkmals laut der übergebenen Karte lässt aufgrund der deutlich 
nach Südosten verschobenen Trassenführung eher keine bzw. nur eine randliche Betrof-
fenheit des Bodendenkmals erwarten. Die Forderungen zur Einhaltung denkmalrechtli-
cher Bestimmungen sind überwiegend nicht für das FNP-Verfahren relevant. Sie bezie-
hen sich auf die konkrete Trassenplanung (Planfeststellungsverfahren und folgende Aus-
führungsplanung zur Ortsumgehung) in Zuständigkeit des Landesamtes für Straßenbau 
und Verkehr M-V als Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde. Dies betrifft auch das 
nach § 7 (6) Denkmalschutzgesetz M-V notwendige Einvernehmen. 
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2.5/3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 15.2 (Landesamt für Kultur u. Denkmalpflege 26.01.12) 
 
 
 
 
 
Karte zu 1. (Abwägung siehe vorherige Seite) 
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2.5/4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 15.2 (Landesamt für Kultur u. Denkmalpflege 26.01.12) 
 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Das betreffende Baudenkmal (Kriegerdenkmal 1914/18 – Gedenkstein) befindet sich 
außerhalb des Änderungsbereiches des FNP. Beeinträchtigungen des Denkmals sind 
durch die Planänderung bzw. das Vorhaben (Ortsumgehung und Verlegung der Bergstra-
ße) nicht zu erwarten. 
 
Im Übrigen wurden im Flächennutzungsplan für die Gesamtstadt nur nach Landesrecht 
denkmalgeschützte Mehrheiten von baulichen Anlagen sowie flächenmäßig bedeutende 
und einzelne ausgewählte Baudenkmale (in Abstimmung mit der unteren Denkmal-
schutzbehörde) nachrichtlich übernommen. 
 
3. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dargestellt (hier die geplante 
Trasse der Ortsumgehung als örtliche Hauptverkehrsstraße und die Verlegung der Berg-
straße). 
 
Planung und Bau der Ortsumgehung erfolgen als Bundesstraßenmaßnahme in Verant-
wortung der Bundesrepublik Deutschland. Die notwendige Prüfung möglicher Auswir-
kungen auf das Baudenkmal muss auf der Ebene des laufenden Planfeststellungsverfah-
rens zur Ortsumgehung bzw. der nachfolgenden Ausführungsplanung (nach Bundesfern-
straßengesetz) erfolgen. Aus den öffentlich ausgelegten Planfeststellungsunterlagen 
(Stand 11/2011) ist keine konkrete Betroffenheit des Denkmals erkennbar. 
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3.1/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 4.2 (EON.edis 20.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Der Hinweis zum Umspannwerk und zur 110-kV-Leitung ist bereits während der 
Planaufstellung berücksichtigt worden - die Darstellungen zum Umspannwerk (Fläche 
für die technische Versorgung) und zur 110-kV-Leitung wurden nicht verändert. Die 
notwendige Sicherung auf Ebene des Flächennutzungsplanes (FNP) bleibt somit erhalten. 
Die Darstellung bzw. Sicherung der anderen genannten Leitungen ist nicht für den FNP 
relevant (Beschränkung der Planinhalte auf die Grundzüge der städtebaulichen Entwick-
lung und Art der Bodennutzung). Sie bezieht sich auf die nachfolgende Straßenplanung. 
 
2. und 3. Die Hinweise sind nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Die Prüfung der ggf. notwendigen Umverlegung von Leitungen und Sicherung von Lei-
tungsrechten muss auf der Ebene des Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung 
bzw. der nachfolgenden Ausführungsplanung (nach Bundesfernstraßengesetz) erfolgen. 
Am Planfeststellungsverfahren wurde die EON.edis AG nach eigener Aussage als TÖB 
beteiligt. 
 
4. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Im FNP ist der 2. Steepenweg nicht als örtliche Hauptverkehrsstraße dargestellt, in der 
Begründung werden auch keine Aussagen zum zukünftigen Ausbauzustand getroffen. 
 
Anmerkung: Laut öffentlich ausgelegter Planfeststellungsunterlagen (Stand 11/2011) ist 
im o. g. laufenden Planfeststellungsverfahren keine Veränderung des Ausbauzustandes 
des 2. Steepenweges und der Zufahrt zum Umspannwerk vorgesehen. Die geplante Brü-
cke der Ortsumgehung über den 2. Steepenweg ermöglicht demnach weiterhin die Zu-
fahrt über den 2. Steepenweg – die Prüfung ausreichender Brückenmaße muss auf der 
Ebene des Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung bzw. der nachfolgenden Aus-
führungsplanung (nach Bundesfernstraßengesetz) erfolgen. 
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3.1/2                               Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
 
TÖB 4.2 (EON.edis 20.12.11) 
 
 
 
 
Keine Hinweise 
 
(Hinweise beziehen sich nicht auf den FNP sondern die nachfolgende Straßenpla-
nung/Ausführungsplanung in Verantwortung des Vorhabenträgers) 
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3.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 5.5/6.2/8.2 (StALU 16.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist bereits während der Planaufstellung beachtet worden. 
 
Die Einbeziehung der unteren Abfallbehörde (Landkreis Mecklenburgische Seenplatte) in 
das Planverfahren ist im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange erfolgt. 
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3.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 18.1 (BUND) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Hauptinhalt der 6. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) ist nicht die Darstellung 
und entsprechende Begründung der geplanten Ortsumgehung überhaupt, sondern die 
Änderung eines Teils der Trassenführung im südlichen Stadtgebiet. Damit erfolgt eine 
Anpassung der kommunalen Bauleitplanung an die aus der Straßenplanung des Bundes 
vorliegenden Erkenntnisse (derzeit parallel laufendes Planfeststellungsverfahren  
„B 104/B 96 Ortsumgehung Neubrandenburg, 1. Bauabschnitt B 96n“ nach Bundesfern-
straßengesetz). 
 
Sowohl im Bundesverkehrswegeplan 2003 als auch im Bedarfsplan für die Bundesfern-
straßen ist die Ortsumgehung Neubrandenburg im Zuge der B 96/B 104 unverändert als 
Maßnahme des „vordringlichen Bedarfs“ eingestuft und der Bedarf damit festgestellt. Als 
Ausbaumaßnahme im großräumigen Straßennetz ist sie zudem als Ziel der Raumord-
nung (Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern 2005, Regionales 
Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte 2011) im FNP zwingend zu 
beachten. Konkretere Ausführungen zur Notwendigkeit der Baumaßnahme (u. a. zu vo-
rausgegangenen Untersuchungen und Verfahren, zur Darstellung der unzureichenden 
Verkehrsverhältnisse und zur zugrundeliegenden Verkehrsuntersuchung) sind in den 
Planfeststellungsunterlagen (Erläuterungsbericht Stand 11/2011) enthalten. Dabei sind 
der Planung nicht nur die gegenwärtigen sondern auch die prognostisch bis 2025 stei-
genden Verkehrsmengen und daraus resultierenden verkehrlichen Belastungen zugrunde 
gelegt worden. 
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3.4/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 18.3 (Regionalverband Gartenfreunde, 06.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist bereits bei der Planaufstellung beachtet worden. 
 
Eine schutzgutbezogene Betrachtung der Kleingartenflächen ist im Rahmen der Um-
weltprüfung erfolgt (vgl. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im 
Umweltbericht). 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Die Darstellung der geänderten Trassenführung erfolgt in Anpassung an die im Zuge der 
Straßenplanung des Bundes vorgenommene Trassenoptimierung. Dabei wird die Zer-
schneidung des Vereinsgeländes geringer gewichtet als die verkehrlichen Belange (höhe-
re Verkehrswirksamkeit der gewählten Trassenführung gegenüber einer Über-Eck-
Lösung, einzuhaltende Trassierungsparameter) und die Belange des Biotop- und Arten-
schutzes (Erhaltung von Biotopkomplexen/Lebensräumen geschützter Arten – Hangbe-
reiche und Hügel an der B 96). 
 

 



23 

3.4/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 18.3 (Regionalverband Gartenfreunde, 08.03.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Im Ergebnis der Umweltprüfung zur 6. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) wurden die 
Kleingartenflächen als Bereiche mittlerer Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz bewertet. 
Die durch Versiegelung zu erwartenden Beeinträchtigungen sind kompensierbar. Der FNP trägt 
dem bereits durch die Darstellung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft anteilig Rechnung – so z. B. durch die Umwid-
mung einer bisherigen gewerblichen Baufläche nördlich des 2. Steepenweges (vorgeschlagene 
Kompensationsmaßnahme: Entsiegelung einer Gewerbebrache zugunsten des Biotop- und Arten-
schutzes). Eine detaillierte Beschreibung der Kompensationserfordernisse und Festlegung von 
Maßnahmen – sowohl trassennah als auch trassenfern, d. h. im weiteren Stadtgebiet bzw. im 
Landkreis Mecklenburgische Seenplatte - erfolgt im Zuge der weiteren Straßenplanung (laufen-
des Planfeststellungsverfahren, bes. Landschaftspflegerischer Begleitplan Stand 11/2011). 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der Hinweis zu Lärm/Abgasen ist bereits während der Planaufstellung berücksichtigt worden. 
Der Umweltbericht enthält bereits eine Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen hinsicht-
lich Lärm- und Schadstoffimmissionen sowie Vorschläge zur Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen (z. B. Immissionsschutzpflanzungen, Rückbau und Entschädigung von 
Gärten in unmittelbarer Trassennähe). Überschreitungen anzuwendender gesetzlicher Grenz- bzw. 
Richtwerte hinsichtlich der zu erwartenden Luftschadstoffbelastung bzw. Lärm (Verkehrslärm-
schutzverordnung 16. BImSchV) sind nach den für die Umweltprüfung verwendeten Planfeststel-
lungsunterlagen zur Ortsumgehung für die nicht vom Rückbau betroffenen Gärten nicht zu er-
warten. Mit der im FNP vorgenommenen Darstellung von Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes beidseits der Trasse wird planerisch die spätere Umsetzung konkreter Immissions-
schutzmaßnahmen und der Fortbestand der Nutzung „Dauerkleingärten“ ermöglicht. Detaillierte 
Aussagen zum Immissionsschutz und zu entsprechenden Maßnahmen sind Bestandteil der Plan-
feststellungsunterlagen zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011). 
 
Die Beeinträchtigung von Sozialstrukturen für einen Teil der Kleingartenanlage wird geringer 
gewichtet als die verkehrlichen Belange (höhere Verkehrswirksamkeit der gewählten Trassenfüh-
rung gegenüber einer Über-Eck-Lösung) und die Belange des Biotop- und Artenschutzes (Erhal-
tung von Biotopkomplexen/Lebensräumen geschützter Arten – Hangbereiche und Hügel an der B 
96). Eine Minderung negativer Auswirkungen auf die Sozialstruktur ist teilweise durch das Ange-
bot derzeit nicht belegter Gartenparzellen im zu erhaltenden Teil bzw. in der benachbarten Klein-
gartenanlage möglich. 
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3.5/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 18.7 (NABU 13.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(siehe Folgeseite/Abwägung der Stellungnahme vom 28.03.11) 
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3.5/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 18.7 (NABU 28.03.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist bereits während der Planaufstellung beachtet worden. 
 
Die aufgeführten Erhaltungs- und Entwicklungsziele werden planerisch mit der Darstel-
lung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft gesichert. Die Begründung und speziell der Umweltbericht 
enthalten entsprechende verbale Aussagen (Erhaltung/ Entwicklung von Trockenrasenbi-
otopen - u. a. Hangbereiche und Hügel an der B 96, Flächen im Bereich Steepenweg). 
Konkretere Aussagen/Maßnahmevorschläge enthält der Landschaftspflegerische Begleit-
plan als Bestandteil der öffentlich ausgelegten Planfeststellungsunterlagen (Stand 
11/2011) zur Ortsumgehung. 
 
2. Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Aussage im Umweltbericht bezieht sich vor allem auf das südliche und zentrale 
Stadtgebiet. Von einer gleichbleibenden bzw. abnehmenden Verkehrsbelastung wird 
nicht ausgegangen. Im Rahmen der Planungen zur Ortsumgehung wurde für die beste-
hende B 96/Neustrelitzer Str./F.-Engels-Ring eine steigende Verkehrsbelastung prognos-
tiziert (Ergebnis der Verkehrsuntersuchung/Verkehrsprognose 2025 „Fall ohne Bau der 
Ortsumgehung“ als Bestandteil der inzwischen öffentlich ausgelegten Planfeststellungs-
unterlagen/Erläuterungsbericht mit Stand 11/2011). Dabei wurden u. a. bereits sinkende 
Einwohnerzahlen zugrunde gelegt. 
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4.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 2.2 (Landesamt für Straßenbau und Verkehr 15.03.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 2.5 (untere Verkehrsbehörde 14.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 2.12 (untere Straßenbaubehörde 14.02.12) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.4/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 4.1 (GDMcom/VNG 21.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(keine Berührtheit von Anlagen) 
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4.4/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 4.1 (GDMcom/VNG 21.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.5 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 8.4 (untere Immissionsschutzbehörde 23.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.6 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 13.1 (Handwerkskammer PE 05.04.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.7 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 13.2 (IHK 19.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.8/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 17.1 (Wehrbereichsverwaltung Nord 12.01.12) 
 
Die (geänderte) Stellungnahme enthält keine Hinweise. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wurde mit ergänzender Stellungnahme der Wehrbereichsverwaltung 
Nord vom 23.01.12 geändert – demnach bestehen keine Einwände gegen die beab-
sichtigte Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan. 
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4.8/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 17.1 (Wehrbereichsverwaltung Nord 23.01.12) 
 
 
Keine Hinweise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Zustimmung in Änderung der Stellungnahme vom 12.01.12) 
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4.9/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 19.8 (DEGES 21.02.12) 
 
 
Keine Hinweise 
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4.9/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 19.8 (DEGES 21.02.12) 
 
 
Keine Hinweise 
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5.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 2.10 (VMS GmbH 14.11.11) 
 
 
Die Stellungnahme ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
 
 
 
 
1. und 2. Die Hinweise sind nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dargestellt (hier die geplante 
Trasse der Ortsumgehung als örtliche Hauptverkehrsstraße), in der Begründung werden 
keine Aussagen zum geplanten Bauablauf bzw. zur Verkehrsführung während der Bau-
zeit getroffen.  
 
Planung und Bau der Ortsumgehung erfolgen als Bundesstraßenmaßnahme in Verant-
wortung der Bundesrepublik Deutschland. Notwendige Abstimmungen und Festlegungen 
zum Bauablauf bzw. zur Verkehrsführung während der Bauzeit (u. a. für den öffentli-
chen Personennahverkehr) müssen auf der Ebene des laufenden Planfeststellungsverfah-
rens zur Ortsumgehung bzw. der nachfolgenden Ausführungsplanung (nach Bundesfern-
straßengesetz) erfolgen. 
 
Anmerkung: Laut öffentlich ausgelegter Planfeststellungsunterlagen (Stand 11/2011) im 
o. g. laufenden Planfeststellungsverfahren ist keine durchgehende Vollsperrung während 
der Bauzeit im zukünftigen Knotenpunktsbereich B 96n/B96alt (Neustrelitzer Straße) 
vorgesehen. Entsprechende Auskünfte sind über die zuständige Anhörungsbehörde/ Lan-
desamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern, Rostock bzw. die beauf-
tragte DEGES, Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und –bau GmbH, Berlin einzuho-
len. 
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5.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 2.11 (neu.sw/NVB GmbH 28.11.11) 
 
 
Die Stellungnahme ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dargestellt (hier die geplante 
Verlegung der Bergstraße als örtliche Hauptverkehrsstraße), in der Begründung werden 
keine Aussagen zum geplanten Bauablauf getroffen. Planung und Bau der Ortsumge-
hung (einschließlich Querung der Bergstraße und Verlegung eines Teils der Bergstraße) 
erfolgen als Bundesstraßenmaßnahme in Verantwortung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Notwendige Abstimmungen und Festlegungen zum Bauablauf müssen auf der Ebe-
ne des laufenden Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung bzw. der nachfolgen-
den Ausführungsplanung (nach Bundesfernstraßengesetz) erfolgen. 
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5.3/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 9.1 (Landesforst M-V/Forstamt NB 02.12.11) 
 
 
Die Stellungnahme ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Planung und Bau der Ortsumgehung (einschließlich Verlegung eines Teils der Bergstraße) 
erfolgen als Vorhaben in Verantwortung der Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Bundesfernstraßengesetz. Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dar-
gestellt (geplante Trasse der Ortsumgehung und teilweise Verlegung der Bergstraße als 
örtliche Hauptverkehrsstraße), es erfolgen generell keine konkreten Angaben zu Eigen-
tumsverhältnissen betroffener Flächen. Die Forderungen zur Einhaltung genannter Ge-
setze und Bestimmungen bei Inanspruchnahme von Wald, Waldumwandlung, Ersatz etc. 
beziehen sich bereits auf die konkrete Trassenplanung. Notwendige Prüfungen, Abstim-
mungen und Festlegungen müssen auf der Ebene des laufenden Planfeststellungsverfah-
rens zur Ortsumgehung bzw. der nachfolgenden Ausführungsplanung (nach Bundesfern-
straßengesetz) erfolgen. 
 
Anmerkung: Laut öffentlich ausgelegter Planfeststellungsunterlagen (hier: Landschafts-
pflegerischer Begleitplan Stand 11/2011) sind im o. g. Planfeststellungsverfahren für die 
Ortsumgehung B 104/B 96, 1. Bauabschnitt bereits Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
für die Inanspruchnahme von Wald zum Teil als trassennahe Waldpflanzungen im Stadt-
gebiet und zum Teil als trassenferne Waldpflanzung bei Thurow (Landkreis Meckl. Seen-
platte) vorgesehen. Der Umweltbericht zur 6. Änderung des FNP enthält dementspre-
chend im Abschnitt 2.c Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich nachteiliger Auswirkungen bereits die Maßnahme „Ersatzaufforstung nach 
LWaldG M-V für die Umwandlung von Wald …“ 
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5.3/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 9.1 (Landesforst M-V/Forstamt NB 02.12.11) 
 
 
 
2. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Die aufgeführten Stellungnahmen wurden im Zuge der Planungen zur Ortsumgehung  
(1. Bauabschnitt) gegenüber der vom Vorhabenträger für die Bundesstraße beauftragten 
Planungsgesellschaft abgegeben. Sie beziehen sich auf die Betroffenheit von Bun-
deswald (ohne konkrete Ortsangabe) und notwendige Abstimmungen sowie die Einhal-
tung forst- und umweltrechtlicher Bestimmungen bei der Inanspruchnahme von Wald 
und sind im Zuge der Bundesstraßenplanung zu beachten. Auf Ebene der kommunalen 
Bauleitplanung wurde dem bereits in der Umweltprüfung zum FNP Rechnung getragen. 
Der Umweltbericht zur 6. Änderung des FNP enthält dementsprechend im Abschnitt 2.c 
Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 
Auswirkungen bereits die Maßnahme „Ersatzaufforstung nach LWaldG M-V für die Um-
wandlung von Wald …“ 
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5.3/3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 9.1 (Landesforst M-V/Forstamt NB 18.03.11) 
 
 
Siehe Abwägung der Stellungnahme vom 02.12.11 
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5.3/4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 9.1 (Landesforst M-V/Forstamt NB 18.03.11) 
 
 
Siehe Abwägung der Stellungnahme vom 02.12.11 
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5.4/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
TÖB 8.1/10.2 (LUNG M-V) 
 
Die Stellungnahme ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Die Prüfung ergab, dass die im Plangebiet befindlichen, aufgrund ihrer geringen Größe 
und Bedeutung aber nicht im Plan dargestellten Fließgewässer (Steepengraben, Kupfer-
mühlengraben) nicht in den Anwendungsbereich der EG-Wasserrahmenrichtlinie fallen. 
Ziele und Maßnahmen aus diesbezüglichen Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmen-
programmen liegen nicht vor. 
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5.4/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 8.1/10.2 (LUNG M-V) 
 
2. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Die Prüfung ergab, dass die im Plangebiet vorhandenen Fließgewässer nicht in den An-
wendungsbereich der EG-Wasserrahmenrichtlinie fallen. Demzufolge brauchen auch 
keine Flächen für Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie bereitgestellt werden, ge-
eignete Flächen sind darüber hinaus im Plangebiet nicht vorhanden. Ein unmittelbarer 
Bezug zu den geänderten Darstellungen des Flächennutzungsplanes ist nicht gegeben 
(vgl. Abwägung zu Hinweis 1). 
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STADT  NEUBRANDENBURG 
 

6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 

 
 

 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
 

II. über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit Nr. 1.1 bis 2. 
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II.1.1/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
B1 (  17.03.11) 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
1. Der Hinweis ist bereits bei der Planaufstellung beachtet worden. 
 
Die zu erwartende Beeinträchtigung der Erholungsnutzung durch Lärm und Abgase wurde im 
Rahmen der Umweltprüfung zur 6. Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) bereits be-
wertet. Dafür wurden die Ergebnisse vorliegender Gutachten/Berechnungen zur bisherigen 
Bundesstraßenplanung (Ortsumgehung, 1. BA) verwendet. Überschreitungen anzuwendender 
gesetzlicher Grenz- bzw. Richtwerte hinsichtlich der zu erwartenden Luftschadstoffbelastung 
bzw. Lärm (Verkehrslärmschutzverordnung 16. BImSchV) sind für die nicht vom Rückbau be-
troffenen Gärten nicht zu erwarten. Verbleibende Beeinträchtigungen sind betriebsbedingt 
hinzunehmen, sie können anteilig durch trassennahe Gehölzpflanzungen und das Angebot 
derzeit nicht belegter Gartenparzellen abseits der Trasse gemindert werden. Mit der im FNP 
vorgenommenen Darstellung von Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
beidseits der Trasse wird planerisch die spätere Umsetzung konkreter Immissionsschutzmaß-
nahmen und der Fortbestand der Nutzung „Dauerkleingärten“ ermöglicht. Detaillierte Aussa-
gen zum Immissionsschutz und zu entsprechenden Maßnahmen sind Bestandteil der Plan-
feststellungsunterlagen zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011). 
 
2. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dargestellt (hier die geplante Trasse 
der Ortsumgehung als örtliche Hauptverkehrsstraße). Die Hinweise zur veränderten Erschlie-
ßung und einer möglichen erhöhten Unfallgefahr beziehen sich bereits auf die Ebene des 
laufenden Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung bzw. die nachfolgende Ausfüh-
rungsplanung (nach Bundesfernstraßengesetz). Aus den öffentlich ausgelegten Planfeststel-
lungsunterlagen (Stand 11/2011) ist erkennbar, dass ein Zaunneubau an den entsprechenden 
Straßenabschnitten vorgesehen und damit eine Gefahrenvermeidung möglich ist. 
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II.1.1/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
B1 (  17.03.11) 
 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Die Darstellung der geänderten Trassenführung erfolgt in Anpassung an die im Zuge der 
Straßenplanung des Bundes vorgenommene Trassenoptimierung. Entsprechend der inzwi-
schen ausgelegten Planfeststellungsunterlagen zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011, 
Erläuterungsbericht) ist eine Ausschwenkung der Trasse im unmittelbaren Knotenbereich 
Lindenhof unter Beachtung der zulässigen Trassierungsparameter nicht möglich. Eine geprüf-
te Variante als Über-Eck-Lösung (rechtwinklige Anbindung der Ortsumgehung als 4. Arm des 
bestehenden Kreuzungspunktes Neustrelitzer Straße/Lindenstraße) würde einer bevorzugten 
Verkehrsführung für den Fern-/Durchgangsverkehr widersprechen, da die Hauptverkehrsrich-
tung analog dem Bestand in Nord-Süd-Richtung verlaufen würde und die Verkehre in/von 
der Ortsumgehung nachgeordnet wären. Dies hätte eine geringere Verkehrswirksamkeit zur 
Folge. 
 
Bei der direkt nördlich an das Gewerbegebiet Lindenhof anschließenden Fläche (Hangberei-
che und Hügel an der B 96) handelt es sich außerdem um ökologisch hochwertige Bereiche 
(gesetzlich geschützte Biotope aus artenreichen Trockenrasen, Gebüschen und Gehölzsäumen, 
Lebensräume/Schwerpunktvorkommen gefährdeter und geschützter Tierarten- gleichzeitig 
Teil eines örtlichen Biotopverbunds). Schutz und Erhaltung der biologischen Vielfalt genießen 
hier wegen der engen Bindung der vorhandenen Arten an die besonderen Standortverhältnis-
se Vorrang gegenüber anderen Nutzungsinteressen (FNP-Darstellung als Fläche für Maßnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft in Über-
einstimmung mit dem Landschaftsplan der Stadt). Demgegenüber ist die kleingärtnerische 
Nutzung nicht so stark an den vorhandenen Standort gebunden – es stehen ausreichend 
Alternativflächen im Stadtgebiet zur Verfügung (z. B. ca. 1.300 leerstehende Gartenparzel-
len/2010 lt. Kleingartenentwicklungskonzept).  
 
Insgesamt werden die verkehrlichen Belange (höhere Verkehrswirksamkeit, Einhaltung zuläs-
siger Trassierungsparameter) und die Belange des Biotop- und Artenschutzes (Erhaltung von 
Biotopkomplexen/ Lebensräumen geschützter Arten) höher gewichtet als die Zerschneidung 
des Vereinsgeländes, der Verlust von Gärten und mögliche Kosteneinsparungen. 
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II.1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
B 2 (  15.12.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
Klarstellung: Die vorgebrachten Grundstücksbelange sind inhaltlich überwiegend für das 
laufende Planfeststellungsverfahren zur Ortsumgehung nach Bundesfernstraßengesetz von 
Bedeutung. Dagegen sind die Darstellungen im Flächennutzungsplan (FNP) grundsätzlich 
aufgrund des groben Maßstabes (1:10.000) nicht grundstücksscharf. Die Planinhalte sind auf 
die Grundzüge der sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebenden Art 
der Bodennutzung beschränkt.  
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Das Betriebsgelände wird unverändert zum derzeit wirksamen Flächennutzungsplan überwie-
gend als gewerbliche Baufläche dargestellt. Auch die Lage der Trasse der Ortsumgehung am 
südöstlichen und östlichen Rand des Gewerbegebietes wurde nicht wesentlich geändert (wei-
terhin Darstellung als örtliche Hauptverkehrsstraße). Die südöstlich bzw. östlich der Ortsum-
gehung gelegenen Flächen sind unverändert als Grünfläche, Fläche unter denen der Bergbau 
umgeht oder die für den Abbau von Mineralien bestimmt sind (benachbarter Sandtagebau) 
und Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundesimmissionschutzgesetzes dargestellt bzw. gekennzeichnet. 
 
Eine geänderte Betroffenheit bzw. erhebliche Einschränkung der Nutzung durch die Darstel-
lungen im FNP ist damit nicht gegeben. Die städtebauliche Zielstellung einer weiteren ge-
werblichen Nutzung des betreffenden Bereichs bleibt erhalten. 
 
Anmerkung: Laut öffentlich ausgelegter Planfeststellungsunterlagen (Stand 11/2011) ist im 
derzeit nach Bundesfernstraßengesetz laufenden Planfeststellungsverfahren für die Ortsum-
gehung B 104/ B 96, 1. Bauabschnitt ein Ersatz der Grundstückszufahrt für das Betriebsge-
lände vom 2. Steepenweg (aus Richtung Süden) vorgesehen. Damit bleibt die verkehrliche 
Erschließung über eine zweite Grundstückszufahrt auch weiterhin erhalten. Die Entstehung 
von ggf. nicht wirtschaftlich nutzbaren Grundstücksteilen (Fläche östlich, nicht südlich der 
Trasse) ist u. a. aufgrund der geringen Flächengröße nicht für den Flächennutzungsplan rele-
vant. Es wurde dem Einwender empfohlen, diesen Belang im Rahmen des o. g. Planfeststel-
lungsverfahrens zur Ortsumgehung bei der zuständigen Anhörungsbehörde vorzubringen. 
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II.1.3/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
B 4 (  14.03.11) 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
Der südliche Teil der vorgeschlagenen Erweiterungsfläche wird entsprechend der Flächennut-
zungsplan (FNP)-Darstellung und den inzwischen ausgelegten Planfeststellungsunterlagen 
zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011) für den Bau der Bundesstraße (einschließlich Ne-
benanlagen, Böschungen etc.) und die Verknüpfung mit der Neustrelitzer Straße benötigt. Bei 
den verbleibenden Flächen handelt es sich überwiegend um ökologisch hochwertige Bereiche 
(gesetzlich geschützte Biotope aus artenreichen Trockenrasen, Gebüschen und Gehölzsäumen, 
Lebensräume/Schwerpunktvorkommen gefährdeter und geschützter Tierarten - Hangflächen 
an der heutigen B 96 gleichzeitig Teil eines örtlichen Biotopverbunds) und um Flächen, die im 
Zuge des laufenden Planfeststellungsverfahrens zur Ortsumgehung für trassennahe Aus-
gleichsmaßnahmen (Gehölzpflanzungen) vorgesehen sind. Diese Flächen sind zur Erhaltung 
des bereits durch die Ortsumgehung beeinträchtigten Biotopverbunds notwendig (Gewähr-
leistung von Mindestgrößen von Lebensräumen/Populationen gefährdeter Arten). In Überein-
stimmung mit dem Landschaftsplan der Stadt erfolgt deshalb im FNP die Darstellung als Flä-
che für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft  
 
Außerdem widerspricht eine Erweiterung der bestehenden gewerblichen Baufläche im Au-
ßenbereich generell den gesamtstädtischen Planungszielen des FNP zur Gewerbeflächenent-
wicklung (v. a. Innen- vor Außenentwicklung, Wiedernutzung von Gewerbebrachen) - es ste-
hen ausreichend bauplanungsrechtlich gesicherte und erschlossene Alternativflächen (Ge-
werbegebiete) im Stadtgebiet zur Verfügung. 
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II.1.3/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
B 4 (  14.03.11) 
 
 
(Abwägung siehe vorherige Seite) 
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II.1.4/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
B 5 ( 15.09.11) 
 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Die Hinweise zu möglichen Beeinträchtigungen während der Bauphase und zur Lärm- 
und Schadstoffbelastung beziehen sich bereits auf die konkrete Straßenplanung nach 
Bundesfernstraßengesetz (Planfeststellungsverfahren und nachfolgende Ausführungs-
planung). Im FNP werden nur die Grundzüge der Verkehrsplanung dargestellt (hier die 
geplante Trasse der Ortsumgehung als örtliche Hauptverkehrsstraße und die Verlegung 
der Bergstraße). Die zu erwartende Beeinträchtigung der Wohnnutzung durch Lärm und 
Abgase wurde im Rahmen der Umweltprüfung zur 6. Änderung des FNP bereits bewer-
tet. Dafür wurden die Ergebnisse vorliegender Gutachten/Berechnungen zur bisherigen 
Bundesstraßenplanung (Ortsumgehung, 1. BA) verwendet. Demnach sind Überschreitun-
gen anzuwendender gesetzlicher Grenz- bzw. Richtwerte hinsichtlich der zu erwarten-
den Luftschadstoffbelastung für die Wohnbebauung an der Bergstraße nicht zu erwar-
ten, Ansprüche auf Lärmschutzvorsorge ergeben sich für einzelne Wohnhäuser. 
 
Mit der im FNP vorgenommenen Darstellung von Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes beidseits der Trasse wird planerisch die spätere Umsetzung 
konkreter Immissionsschutzmaßnahmen ermöglicht. Detaillierte Aussagen zum Immissi-
onsschutz und zu entsprechenden Maßnahmen sind Bestandteil der Planfeststellungsun-
terlagen zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011). Im Bereich Bergstraße ist demnach 
östlich der Ortsumgehung die Errichtung einer Lärmschutzwand sowie für Häuser beid-
seits der Trasse passiver Schallschutz vorgesehen. 
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II.1.4/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
B 5 ( 15.09.11) 
 
 
2. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Entsprechend geltender gesetzlicher Bestimmungen wurden im Flächennutzungsplan-
verfahren und in vorangegangenen Phasen der Straßenplanung zur Ortsumgehung so-
wohl die Belange der Gesundheit des Menschen als auch Belange von Pflanzen und Tie-
ren als Schutzgüter berücksichtigt (Umweltprüfung zum FNP, Umweltverträglichkeits-
studie/Landschaftspflegerischer Begleitplan, Schallschutz- und Luftschadstoffgutachten 
zur geplanten Ortsumgehung). Die Trassenführung beruht jedoch auch auf der Berück-
sichtigung weiterer Belange (z. B. Verkehr, Trassenlänge, Kosten, topographische Gege-
benheiten) im gesamtstädtischen und nicht nur auf die Bergstraße bezogenen Maßstab. 
 
3. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Der Bau der Ortsumgehung dient vor allem der Verbesserung der großräumigen Verbin-
dung. Die Verlagerung des Durchgangsverkehrs und von Teilen des Quell- und Zielver-
kehrs auf die Ortsumgehung und damit eine Entlastung des F.-Engels-Rings und der 
Neustrelitzer Straße sind ausdrückliches Ziel der Bundesstraßenplanung. Die Ver-
kehrsentlastung hinsichtlich zukünftig zu erwartender Verkehrsmengen gegenüber ei-
nem Verzicht auf die Ortsumgehung ist u. a. im Rahmen des laufenden Planfeststel-
lungsverfahrens für die o. g. Straßen und die Bergstraße belegt (Ergebnisse der Ver-
kehrsuntersuchung/Prognose 2025 im Erläuterungsbericht/Planfeststellungsunterlagen 
zur B 104/ B 96 Ortsumgehung Neubrandenburg, 1. Bauabschnitt B 96n, Stand 11/2011). 
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II.1.4/3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
B 5 ( 17.03.11) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
Klarstellung: Im Flächennutzungsplan (FNP) wird gemäß § 5 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) ledig-
lich die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung 
nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen dargestellt. Dementspre-
chend sind die Inhalte von Plan, Begründung und Umweltbericht des Vorentwurfs auch auf die Grund-
züge der Verkehrsplanung beschränkt. Die zweiwöchige Auslegung der FNP-Unterlagen im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Absatz 1 BauGB erfolgte gemäß Beschluss der Stadt-
vertretung. Sie diente der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung u. a. der allgemeinen Ziele, Zwe-
cke und voraussichtlichen Auswirkungen der Planung – gesetzlich sind dafür Form und Zeitraum nicht 
vorgegeben. Konkrete Aussagen sind Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen im inzwischen nach 
Bundesfernstraßengesetz laufenden Planfeststellungsverfahren zur Ortsumgehung. 
 
1. Der Hinweis ist bereits bei der Planaufstellung berücksichtigt worden. 
 
Mit der im FNP vorgenommenen Darstellung von Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes beid-
seits der Trasse wird planerisch die spätere Umsetzung konkreter Immissionsschutzmaßnahmen und der 
Fortbestand der Nutzungen „Wohnen“ und „Dauerkleingärten“ ermöglicht. Detaillierte Aussagen zum 
Immissionsschutz und zu entsprechenden Maßnahmen sind Bestandteil der Planfeststellungsunterla-
gen zur Ortsumgehung, 1. BA (Stand 11/2011). Im Bereich Bergstraße ist demnach östlich der Ortsum-
gehung die Errichtung einer Lärmschutzwand vorgesehen. 
 
2. Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
 
Die Darstellung der geänderten Trassenführung erfolgt in Anpassung an die im Zuge der Straßenpla-
nung des Bundes vorgenommene Trassenoptimierung. Dabei werden die verkehrlichen Belange (höhere 
Verkehrswirksamkeit der gewählten Trassenführung gegenüber einer Über-Eck-Lösung, einzuhaltende 
Trassierungsparameter) und die Belange des Biotop- und Artenschutzes (Erhaltung von Biotopkomple-
xen/Lebensräumen geschützter Arten – Hangbereiche und Hügel an der B 96) höher gewichtet als die 
Zerschneidung der Kleingartenanlage. 
Die Straßenplanung ist sachlich fundiert unter Berücksichtigung verkehrlicher, städtebaulicher und 
Umweltbelange durchgeführt worden. Sowohl für den FNP als auch für das laufende Planfeststel-
lungsverfahren wurden u. a. das Ergebnis einer vorangegangenen umfassenden Variantenuntersuchung 
(abgeschlossen bereits mit der 1. Änderung des FNP 1999) und zahlreiche im Zuge der Straßenplanung 
vorangegangene Untersuchungen/Fachgutachten als Planungsgrundlagen verwendet. Detaillierte Aus-
führungen sind Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen zur B 104/B 96 Ortsumgehung Neubran-
denburg, 1. Bauabschnitt B 96n (Stand 11/2011). 
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II.2                       Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
B 3 (Neuwoges 30.12.11) 
 
Die Stellungnahme ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan (FNP) relevant. 
 
Der Garagenstandort ist unverändert zum wirksamen FNP als gewerbliche Baufläche, die 
Trasse der geplanten Ortsumgehung in diesem Bereich lagemäßig ebenfalls unverändert dar-
gestellt. Der FNP stellt lediglich die Grundzüge der sich aus der beabsichtigten städtebauli-
chen Entwicklung ergebenden Art der Bodennutzung dar. Regelungen zur notwendigen Ver-
legung der Grundstückszufahrt obliegen der nachfolgenden verbindlichen Planungsebene 
(hier Planfeststellungsverfahren zur Ortsumgehung B 104/ B 96, 1. Bauabschnitt nach Bun-
desfernstraßengesetz). 
 
Anmerkung: Laut öffentlich ausgelegter Planfeststellungsunterlagen (Stand 11/2011) ist im  
o. g. laufenden Planfeststellungsverfahren ein Ersatz der Grundstückszufahrt im Bereich  
2. Steepenweg/Höhe Zufahrt Kiestagebau vorgesehen. 
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 6. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
  
 

III. Abstimmung mit den Nachbargemeinden Nr. 1.1 bis 1.2 
 



57 
 

III.1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
(Stadt Burg Stargard 13.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
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III.1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
(Gemeinde Groß Nemerow/Amt Stargarder Land 13.12.11) 
 
 
Keine Hinweise 
 

 




